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des Bundesministers für Verkehr und verstaat­
lichte Unternehmungen auf die Anfrage der 
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des Bundesministers für Finanzen auf die An­
frage der Abgeordneten Dr. Hertha F i r n b e r g  
und Genossen (1l50/A. B .  :zu I I  38/J) 

des Bundeskanzlers auf die Anfrage der Abge­
ordneten Pr e u ßl e r  und Genossen (1I51/A. B. 
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lichte Unternehmungen auf die Anfrage der 
Abgeordneten P e t e r  und Genossen (1153/A. B. 
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des Bundesministers für Bauten und Technik 
auf die Anfrage der Abgeordneten L i b a l  und 
Genossen (1l63/A. B. zu 11 56jJ) 

des Bundesministers für Bauten und Technik 
auf die Anfrage der Abgeordneten Frü h­
b a u e r  und Genossen (1164/A. B. zu 1155/J) 

des Bundesministers für Auswärtige Angelegen­
heiten auf die Anfrage der Abgeordneten 
Dipl.-Ing. Dr. Oskar We i h s  und Genossen 
(1l65jA. B. zu 1185jJ) 

des Bundesministers für Finanzen auf die An­
frage der Abgeordneten Ströer und Genossen 
(1l66/A. B. ZU 1139jJ) 

des Bundesministers für Finanzen auf die 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Hertha F i r n­
b e r g  und Genossen (1167/A. B. zu 1153/J) 

des Bundesministers für Finanzen auf die 
Anfrage der Abgeordneten T r oll und Ge­
nossen (1l68/A. B. zu 1157/J) 

des Bundesministers für Finanzen auf die An­
frage der Abgeordneten H e l l wa g n e r  und 
Genossen (1169jA. B. zu 1159/J) 

des Bundesministers für Finanzen auf die 
Anfrage der Abgeordneten M el t e r  und Ge­
nossen (1170jA. B. zu 1162/J) 

des Bundesministers für Finanzen auf die An­
frage der Abgeordneten Dr. T u l l  und Ge­
nossen (ll71/A. B. zu II 66jJ) 

des Bundesministers für Bauten und Technik 
auf die Anfrage der Abgeordneten L u k a s  und 
Genossen (1172jA. B. zu 1142/J) 

des Bundesministers für Inneres auf die Anfrage 
der Abgeordneten G u g g e n b e r g e r  und Ge­
n,ossen (1173/A. B. zu 1196/J) 

des Bundesministers für Landesverteidigung 
auf die Anfrage der Abgeordneten Robert 
We i s z  und Genossen (1174/A. B. zu 1141/J) 

des Bundesministers für soziale Verwaltung auf 
die Anfrage der Abgeordneten Gertrude 
W o n d r a c k  und Genossen (1l75/A. B. zu 
1193jJ) 
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des Bundesministers für Unterricht auf die 
Anfrage der Abgeordneten M e l t e r  und Ge­
nossen (1 l76 jA.B_ zu 1 140jJ) 

des Bu ndesministers für Handel, Gewerbe und 
Industrie auf die Anfrage der Abgeordneten 
Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs und Genossen 
(ll77/A. B. zu 1 186jJ) 

des Bundesministers für Justiz auf die Anfrage 
der Abgeordneten Pfeffer und Genossen 
(1l78/A. B. zu 1 136/J) 

des Bundesministers für Justiz auf die Anfrage 
der Abgeordneten Pay und Genossen (1 l79j 
A. B. zu 1 1 50jJ) 

des Bundesministers für Justiz auf die Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Stella Kle in -Löw 
und Genossen (1l80jA. B. zu 1 135jJ) 

des Bundesministers für Unterricht auf die 
Anfrage de r Abgeordneten Melte r und Ge­
nossen (1 l8IfA. B. zU 1 160/J) 

des Bundesministers für soziale Verwaltung auf 
die Anfrage der Abgeordneten Gertrude 
Won d ra c k  und Genossen (1 l82jA. B. ZU 
1227/J) 

des Bundesministers für Land- und Forstwirt­
schaft a uf die Anfrage der Abgeo rdneten 
Habe rl und Genossen (1l83jA. B. z u  1 154jJ) 

Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

V o r s i t z e n d e r: Präsident Dr. Maleta. 

Präsident : Die Sitzung ist e r öf f n et.  
Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­

schließung vom 30. April 1969 gemäß Artikel 28 
Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der 
Fassung von 1929 den Nationalrat für den 
2. Mai 1969 zur Frühjahrstagung 1969 der 
XI. Gesetzgebungsperiode einberufen. 

Auf Grund dieser Entschließung habe ich 
die heutige Sitzung anberaumt. 

Ich begrüße die zur ersten Sitzung nach 
den Osterferien erschienenen Damen und 
Herren Abgeordneten auf das herzlichste. 

Die amtlichen P r o t o k o l l e  der 135. Sitzung 
vom 6. und 26. März, der 136.  Sitzung vom 
26. und 27. März sowie der 1 37. Sitzung vom 
27. März 1969 sind in der Kanzlei aufgelegen, 
unbeanständet geblieben und gelten daher als 
genehmigt. 

E n t sch u l d i g t  hat sich der Abgeordnete 
Tödling. 

Seitens der Hauptwahlbehörde ist die Mit­
teilung eingelangt, daß an Stelle des Herrn 
Abgeordneten Dr. Franz Hetzenauer, der sein 
Mandat zurückgelegt hat, Herr Franz Schaber 
in den Nationalrat berufen worden ist. 

Da der Wahlschein bereits vorliegt und Herr 
Franz Schaber im Hause anwesend ist, nehme 
ich sogleich seine A n g e l o  b u n g  vor. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch 
den Schriftführer wird der Herr Abgeordnete 
die Angelobung mit den Worten "Ich gelobe" 
zu leisten haben. 

Ich ersuche den Schriftführer um die Ver­
lesung der Gelöbnisformel. 

Schriftführer H a ber l  verliest die Gelöbnis­
formel. - Abgeordneter Scha ber leistet die 
Angelobung. 

Präsident : Ich begrüße den neuen Herrn 
Abgeordneten herzlich in unserer Mitte. 

Fragestunde 

Präsident : Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 1 1  Uhr 4 Minuten -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten 

Präsident : 1. Anfrage: Abgeordneter 
Dr _ Scrinzi (F PÖ ) an den Herrn Bundes­
minister für Auswärtige Angelegenheiten, be­
treffend Südtirol. 

2341/M 
Da sich die Südtirolverhandlungen neuerlioh 

festgefahren haben und auch die jüngste innen­
politische Ent wicklung in Italien in diesem Zu­
sammenhang zu Beso rgnis Anlaß gibt, frage 
ich Sie, Herr Bundesminister, ob Sie termin­
gerecht (30. Juni 1969) die notwendigen Vor­
kehrungen treffen werden, um sicherzustellen, 
daß die Südtirolfrage nach acht Jahren im 
kommenden Herbst wieder auf die Tagesordnung 
der UNO-Generalversammlung gesetzt wird. 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten Dr. Waldheim : Herr Abgeordneter! 
In der Fragestunde vom 6. März dieses Jahres 
hatte ich Gelegenheit, den letzten Stand der 
Verhandlungen über das Südtirolproblem dar­
zulegen. Dabei habe ich darauf hingewiesen, 
daß die österreichischen und die italienischen 
Experten über die noch offenen Fragen des 
Operationskalenders verhandeln werden, so­
bald die endgültige Redaktion des sogenannten 
"Pakets" vorliegt. Es geht hiebei bekanntlich 
um Interpretationsfragen im Zusammenhang 
mit den seinerzeitigen Vereinbarungen zwi­
schen Landeshauptmann Magnago und der 
römischen Zentralregierung. Während eine 
Reihe derartiger Fragen im Zuge dieser Ver­
handlungen zWischen Magnago und Minister­
präsident Rumor geklärt werden konnte, sind 
noch 1 2  Punkte offen. Die Bemühungen um 
eine Klärung dieser offenen Fragen sind derzeit 
im Gange. 

827 
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Bundesminister Dr. Waldheim 

Wie ich schon mehrfach bei anderer Ge­
legenheit festgestellt habe, befinden sich die 
Verhandlungen in einer entscheidenden Phase. 
Es wäre dahor nicht zu vertreten, Herr Abge­
ordneter, zum gegenwärtigen Zeitpunkt eine 
Anmeldung der Frage fur die Tagesordnung 
der nächsten Generalversammlung der Ver­
einten Nationen vorzunehmen. Selbstverständ­
lich halten wir uns aber grundsätzlich alle 
politischen Wege und Möglichkeiten zur Ver­
tretung unserer Interessen offen. Die diesbe­
züglichen Entscheidungen hinsichtlich einer 
allfälligen Anmeldung werden aber letztlich 
vom Ergebnis der bereits erwähnten Verhand­
lungen abhängen. 

Nun noch eine Auf klärung zu der von Ihnen 
erwähnten Terminfrage : Im Zusammenhang 
mit der Prozedur zur Befassung der Vereinten 
Nationen darf ich daran erinnern, daß die 
Anmeldung von Tagesordnungspunkten für 
die jeweiligen Generalversammlungen der Ver­
einten Nationen in dreifacher Weise möglich 
ist: 

Erstens - das haben Sie, Herr Abgeord­
neter, wahrscheinlich gemeint - zwei Monate 
vor Beginn der Generalversammlung; das ist 
die normale Vorgangsweise, und zwar nach 
Regel 1 2  der Geschäftsmdnung der General­
versammlung. Hier handelt es sich um die 
Erstellung der provisorischen Tagesordnung; 
dafür muß zwei Monate vorher die Anmeldung 
erfolgen. 

Daneben gibt es aber noch später die Mög­
lichkeit, und zwar einen Monat vor Beginn 
der Generalversammlung, als zusätzlicher 
Tagesordnungspunkt nach Regel 14 der Ge­
schäftsordnung. 

Schließlich ist noch eine weitere Möglichkeit 
gegeben, einen Punkt auf die Tagesordnung 
zu bringen, nämlich während der General­
versammlung selbst. Nach Regel 15 der 
Geschäftsordnung können Gegenstände - ich 
zitiere - "wichtigen und dringenden Charak­
ters" auch weniger als dreißig Tage vor Beginn 
der Generalversammlung sowie während der 
gesamten Dauer der Generalversammlung ange­
meldet werden. 

Die Generalversammlung hat bisher in der 
Regel Anträgen auf Aufnahme zusätzlicher 
Tagesordnungspunkte stattgegeben, da es die 
allgemeine Auffassung der Mitgliedstaaten ist, 
daß jedem Staat die Möglichkeit gegeben 
werden soll, auch im Laufe der Generalver­
sammlung noch dringliche Fragen zur Diskus­
sion zu bringen. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi : Herr Bundes­
minister! Ich danke für diese formale Auf-

klärung, die ich von Ihnen im Hause nun das 
zweite Mal erhalte. Ich bin an sich über diesen 
Modus procedendi im Bilde gewesen. 

Nun darf ich Sie zusätzlich fragen, Herr 
Bundesminister: Ist es richtig, daß die für 
19. Feber festgelegten österreichisch-italieni­
sehen Expertengespräche in der Zwischenzeit 
wiederholt vertagt und nun, ohne einen neuen 
Termin ins Auge zu fassen, auf unbestimmte 
Zeit vertagt worden sind 1 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Waldheim : Herr Abge­
ordneter Scrinzi! Ich habe verschiedentlich -
in der Vergangenheit bereits - erklärt, daß 
wir derzeit auf die Abklärung des Paketes 
warten. Was den Operationskalender be­
trifft - und dafür sind die Expertenverhand­
lungen bestimmt -, sind die Vereinbarungen 
bis auf einen Punkt abgeklärt, über den ich 
bereits wiederholt auch dem Hohen Haus 
berichtet habe, nämlich die Frage des Zeit­
punkts der Unterzeichnung des IGH-Vertrages. 
Die Aufgabe der Experten ist weitgehend 
erfüllt. Das nächste Treffen der Experten 
soll dann stattfinden, wenn das Paket soweit 
bereinigt ist. Diesbezüglich finden die Ver­
handlungen zwischen Landeshauptmann 
Magnago und Ministerpräsident Rumor statt. 
Durch die verschiedenen Umstände - auch 
in Italien selbst, durch die innerpolitische 
Lage und so weiter - haben sich diese Ver­
handlungen verzögert. Aber es ist unbedingt 
erforderlich, daß wir die endgültige Fassung 
des Paketes zur Verfügung haben, bevor wir 
die nächste Runde der Experten abhalten, 
denn für die Ingangsetzung des Operations­
kalenders ist ein bereinigtes Paket erforderlich. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi : Herr Bundes­
minister! Gegenüber der tatsächlichen Lage 
ist ja von offizieller österreichischer Seite 
ständig die strenge Trennung zwischen den 
V orgängen der sogenannten Paketfrage und 
der Frage der jetzt zum Operationskalender 
abgewerteten Verankerungsfrage beachtet 
worden. Ich halte das für einen Fehler. Aber 
wenn es so ist, dann ist nicht einzusehen, 
warum das Paket nicht durch diese Abklärung 
auf inneritalienischer Ebene weiterbehandelt 
werden sollte und unabhängig davon in der 
Zwischenzeit wenigstens der Operationskalen­
der unter Dach und Fach gebracht werden 
sollte. Was ist da nun wirklich für ein maß­
geblicher Grund, daß die Expertengespräche 
auf dem völlig abliegenden Gebiet des Opera­
tionskalenders nicht fortgesetzt werden? 

Präsident : Herr Minister. 
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Bundesminister Dr. Waldheim : Ich möchte I Zeitpunkt ausführlich Bericht zu erstatten 
vorerst feststellen, daß der Operationskalender 

I 
beziehungsweise, falls dies gewünscht werden 

durchaus keine Abwertung der Verankerungs- sollte, den Außenpolitischen Ausschuß über 
formel darstellt; ich bin vielmehr ganz im den gegenständlichen Fall zu unterrichten. 
Gegenteil der Überzeugung, daß der Opera- In diesem Zusammenhang möchte ich, 
tionskalender die bestmögliche Verankerung Herr Abgeordneter, jedoch darauf verweisen, 
darstellt. Ich habe schon einmal erklärt, daß daß das Bundesministerium für Auswärtige 
wir Realpolitik betreiben und das Bestmög- Angelegenheiten über einen eigenen Sicherheits­
liehe anstreben müssen und nicht Dinge, die beamten verfügt, der in Zusammenarbeit mit 
einfach nicht realisierbar sind. . den Sicherheitsorganen des Bundesministeriums 

Ich möchte Ihnen, Herr Abgeordneter für Inneres mit der Wahrnehmung der Sicher­
Scrinzi, aber noch folgendes sagen : Natürlich heitsaufgaben im Außenamt betraut ist. 
finden laufend Verhandlungen, Gespräche und Gerade das Eingreifen der österreichischen 
Kontakte mit Italien auf dem diplomatischen Sicherheitsbehörden hat es ermöglicht, die 
Weg durch unseren Botschafter in Rom und Spionagetätigkeit des Amtsrates Kahr aufzu­
ebenso Gespräche mit dem hiesigen italieni- decken und dieser Tätigkeit ein Ende zu setzen. 
sehen Bot�chaf�er über diese offenen Fragen Kahr war im übrigen seit 1959 nicht ständig statt. Es 1st mcht so, daß alles nur auf de.n in der Chiffre abteilung des Außenministeriums Ex�ertenverhandlungen b��uh�, sondern WIr beschäftigt, sondern er war zwischendurch bedIenen �ns sel?stverstandlich auch .des immer wieder auf Auslandsposten. Er be­normalen dIplomatIschen Apparats, um dIese kleidete auch nicht wie dies verschiedentlich Klärungen herbeizuführen. 

. behauptet wurde, 
'
eine Schlüsselstellung in 

Aber ich muß trotzdem feststellen, daß dIe dieser AbteilunO'. 
bei den Fragen zusammengehören. Ich habe ., . 

0 

erst kürzlich festgestellt: Das Paket ist der Prasldent : Zusatzfrage. 
Zug und der Operationskalenderist der Fahrplan. Abgeordneter Peter : Herr Bundesminister! 
Wir brauchen zur Durchführung des Fahr- Am 26. April dieses Jahres gewährten Sie einem 
planes eben den Zug, und der Zug ist das Journalisten des "Expreß" ein Interview. 
Paket. Es ist also notwendig, daß das Paket Im Rahmen dieses Interviews wurden Sie um 
entsprechend hergestellt wird. (Zwischenruf Auskunft darüber gebeten, welche Dokumente 
des Abg. Dr. Scri nzi.) und Geheimnisse Kahr verraten habe; darüber 

.. . sollten Sie Auskunft geben. Sie erklärten 
Pra:;ldent : 2. Anfrage: Abgeor�n�ter Peter 

I 
sich damals dazu außerstande, weil es nicht (F PÖ) a� den . Herr,n Außen!lu lllster, be- genau feststellbar wäre, was Kahr verraten treffend SpIOnage 1m Cluffre- und übersetzungs- habe _ sofern Ihre Meinung in dieser Zeitung dienst des B�ndesministeriums für Auswärtige richtig wiedergegeben wurde. 

AngelegenheIten. . .  

2342/M 

Konnte bereits das ungefähl'e Ausmaß des 
Schadens ermitt.elt werden, der dem öst.errei ­

chisehen Staat durch die Spionagetätigkeit des 
Beamten des Chiffre- und Übersetzungsdienst.es 
des Bundesministel'iums für Auswärt.ige Ange­
legenheiten Amtsrat Alois Kahr ent.st.anden ist. ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Waldheim : Herr Abge­
ordneter! Zu Ihrer Anfrage möchte ich Ihnen 
mitteilen, daß gegen Amtsrat Alois Kahr, 
der sich derzeit in Untersuchungshaft befindet, 
die Voruntersuchung eingeleitet wurde, deren 
Erge bnis für die Versetzung in den Anklage­
stand maßgebend sein wird. Mit Rücksicht 
darauf, daß sich die Angelegenheit somit der 
Ingerenz meines Ressorts entzieht und ein 
Gerichtsverfahren läuft, sehe ich mich außer­
stande, nähere Angaben über den Inhalt der 
von Kahr weitergeleiteten Nachrichten zu 
machen. Das liegt im Interesse des laufenden 
Untersuchungsverfahrens. Ich bin jedoch 
gerne bereit, dem Hohen Haus zum gegebenen 

BIS zu welchem ZeItpunkt, Herr Bundes-
minister, sehen Sie sich nun in der Lage, zu­
mindest dem. Außenpolitischen Ausschuß das 
Ausmaß des Schadens bekanntzugeben � Meines 
Erachtens müßte das gegenüber dem Parlament 
bereits jetzt der Fall sein. 

Präsident : Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Waldheim : Herr Abge­

ordneter! Wie ich bereits mitteilte, bin ich 
gerne und jederzeit bereit, dem Außenpoliti­
schen Ausschuß hierüber in vertraulicher Form 
Mitteilung zu machen. Es ist im Interesse des 
Untersuchungsverfahrens erforderlich, daß hier 
eine gewisse Zurückhaltung bei der öffentlichen 
Diskussion geübt wird. Aber dem Außen­
politischen Ausschuß gegenüber bin ich selbst­
verständlich jederzeit gerne bereit, Auskunft 
zu erteilen. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Peter : Ihrem Amtsvorgänger, 

Herr Bundesminister, wurde ein Sektionsrat 
des Innenministeriums für Sicherheitsfragen 
zugeteilt. Diesem Sicherheitsbeamten im 
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Peter 

Range eines Sektionsrates erklärte Ihr Amts­
vorgänger, daß er für ihn keine Verwendung 
habe, weil im Rahmen seines Ressorts die volle 
Sicherheit gewährleistet sei. 

Nun gibt es, Herr Bundesminister, einige 
Meldungen von Tageszeitungen aus den jüng­
sten Wochen, daß dieser Sicherheitsbeamte 
auch bei Ihnen auf genauso wenig Verständnis 
gestoßen sei wie bei Ihrem Amtsvorgänger 
Dr. Tonci6. Entsprechen diese Pressemit­
teilungen den Tatsachen ? Wenn nicht: War­
um wurden sie in einer so ernsten Situation 
von Ihnen nicht berichtigt? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Waldheim : Herr Abge­
ordneter! Diese Mitteilungen entsprechen 
durchaus nicht den Tatsachen. Der.Sicherheits­
beamte wurde von mir wiederholt empfangen. 
Wir haben über die Organisierung des Sicher­
heitswesens Gespräche geführt. Diese Ge­
spräche haben auch in Gegenwart des General­
sekretärs für Auswärtige Angelegenheiten statt­
gefunden. Es ist mir nicht bekannt, woher 
diese Meldungen stammen. 

Jedenfalls möchte ich mit Nachdruck fest­
stellen, daß ein entsprechender Kontakt mit 
dem Sicherheitsbeamten immer gegeben war, 
daß ich seine Arbeit für sehr nützlich gehalten 
habe und daß es ja letztlich eben durch diese 
Arbeit im Zusammenwirken mit den zustän­
digen Organen des Bundesministeriums für 
Inneres, also der Staatspolizei, möglich ge­
,worden ist, diesen Fall aufzuklären. Der Fall 
geht weit zurück. 

Es ist auch in anderen Ländern so, daß be­
dauerlicherweise derartige Spionagefälle vor­
kommen. Diesen Ländern, vor allem den 
Großmächten, die wesentlich mehr materielle 
Mittel zur Verfügung haben, um die Gegen­
abwehr zu betreiben, gelingt es auch nicht 
immer, derartige Fälle sofort aufzuklären. 

Auch wir haben uns selbstverständlich be­
müht, mit den entsprechenden Gegenmaß­
nahmen vorzugehen. Und es ist auf Grund 
dieser Maßnahmen schließlich auch gelungen, 
der Tätigkeit des Amtsrates Kahr ein Ende zu 
setzen. 

Jedenfalls möchte ich nachdrücklichst be­
tonen, daß ich diese Tätigkeit des Sicherheits­
beamten für äußerst wichtig und nützlich 
halte und daß Presseerklärungen jedweder 
Art, die das Gegenteil behaupten, durchaus nicht 
den Tatsachen entsprechen. 

Präsident : 3. Anfrage: Abgeordneter Zeil­
linger (F PÖ) an den Herrn Außenminister, 
betreffend Verweigerung von Einreisen beim 
Autobahn-Grenzübergang Walserberg durch die 
Bundesrepublik Deutschland. 

2343JM 

Da die Behörden der BundesrepubIik Deutsch­
land in der Woche nach Ostern beim Autobahn­
Grenzübergang Walserberg 800 Türken trotz 
einwandfreier Reisepapiere die Einreise ver­
weigert haben, ohne die österreichischen Be­
hörden von dieser Haltungsänderung vorher zu 
verständigen, wodurch s ich für diese unver­
sehens Schwierigkeiten ergeben haben, frage ich 
Sie, Herr Bundesminister, ob angesichts dieses 
Verstoßes gegen das zwischen den beiden Län­
dern bestehende gutnach barliche Verhältnis ge­
eignete dip lomatische Schritte unternommen 
wurden. 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Waldheim : Herr Abge­
ordneter Zeillinger! Zu Ihrer Anfrage möchte 
ich wie folgt Stellung nehmen: 

Der Zurückweisung von türkischen Staats­
angehörigen am 8. April 1969 durch die Grenz­
organe der Bundesrepublik Deutschland am 
Autobahnübergang Walserberg liegt folgender 
Sachverhalt zugrunde: 

Die durch Abkommen der Türkei mit Öster­
reich und mit der Bundesrepublik Deutschland 
beziehungsweise auch im Europarat-Abkom­
men über die Regelung des Personenverkehrs 
vereinbarte Aufhebung der Sichtvermerks­
pflicht bezieht sich lediglich auf Touristen, 
nicht jedoch auf Personen, die sich zum Zwecke 
der Arbeitsaufnahme in einen der erwähnten 
Staaten begeben. Darüber hinaus steht es 
auf Grund der erwähnten Abkommen jedem 
der genannten Staaten frei, Personen, die er 
als unerwünscht betrachtet, von der Einreise 
auszuschließen. 

Seit Jahren trachten türkische Arbeit­
suchende, die sich als Touristen ausgeben, 
unter Umgehung der geltenden Bestimmungen, 
ohne Sichtvermerke nach Österreich oder in 
die Bundesrepublik Deutschland einzureisen. 
Diesen Personen muß, da für die Arbeits­
aufnahme nach wie vor ein Sichtvermerk er­
forderlich ist, die Einreise verweigert werden. 
Es hat sich daher als notwendig erwiesen, 
an den jeweiligen Grenzen besonders strenge 
Einreisekontrollen türkischer Einreisewerber 
durchzuführen. 

Um diese Kontrolle zu umgehen, haben in 
letzter Zeit in zunehmendem Maße berufs­
mäßige Anwerber, also Schlepper, türkischer 
Nationalität versucht, türkische Arbeitsu­
chende, als Touristen beziehungsweise ganze 
Reisegruppen getarnt und mit den erforder­
lichen Barmitteln ausgestattet, nach Öster­
reich und auch in die Bundesrepublik Deutsch­
land einzuschleusen. Um eine derartige "Tou­
ristengruppe", Herr Abgeordneter, hat es sich 
auch bei der am 8. April 1969 zurückgewiesenen 
gehandelt. 
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Bundesminister Dr. Waldheim 

Die türkische Botschaft in Wien beziehungs­
weise das türkische Konsulat in Salzburg 
haben, von diesem Vorfall sofort in Kenntnis 
gesetzt, umgehend den Rücktransport jener 
türkischen Staatsangehörigen, denen die Wei­
terreise in die Bundesrepublik Deutschland 
verweigert wurde, zugesagt. 

Auch die hiesige Botschaft der Bundes­
republik Deutschland hat im Gegenstande an 
das Auswärtige Amt in Bonn berichtet und 
angeregt, deutscherseits in Ankara Schritte 
einzuleiten, die eine Wiederholung derartiger 
Vorkommnisse verhindern sollen. 

Aus meinen Ausführungen ergibt sich, daß 
die Zurückweisung der türkischen Gruppe nicht 
im Widerspruch zu den bestehenden zwischen­
staatlichen Vereinbarungen steht. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordneter ZeiIlinger: Herr Bundes­
minister! Ich stelle nicht in Z,veifel, daß die 
deutsche Bundesrepublik das Recht auf ihrer 
Seite hat. Tatsache ist aber, daß die Bundes­
republik lange Zeit hindurch diesen Abusus 
gebilligt hat. Die Leute sind monatelang, 
getarnt als Gäste und Besucher, in Deutsch­
land ei.�gereist. Eines Tages hat man, offenbar 
o�me Osterreich zu verständigen, diese Ein­
reise unterbunden, sodaß sich in der Stadt 
Salzburg ein Bild ergeben hat, das weniger 
an das Märchen von "Tausendundeiner Nacht" 
als vielmehr an "Ali Baba und die 800 Räu­
ber" erümert hat. (Heiterkeit.) 

Meine Frage geht nun dahin: Ist es unter 
Staaten, die gute Beziehungen zueinander 
haben, nicht üblich, daß der eine Staat, wenn 
er über Nacht seine Haltung so grundsätzlich 
ändert, den Nachbarn verständigt, der dann 
seinerseits Maßnahmen, entweder durch Ver­
änderung der Einreisebestimmungen unserer­
seits oder durch Auffangen, treffen kann � 
Denn das plötzliche Hängenbleiben von 
800 Türken in einem kleinen Ort, in einer 
Grenzstation, ist auch für Österreich ein 
Problem. Rechtlich war Deutschland gedeckt, 
aber ich glaube, das ist unter befreundeten 
Staaten nicht üblich. Haben wir eine Sicher­
heit, daß die Bundesrepublik Deutschland in 
Zukunft nicht weiterhin solche unerfreuliche 
Zustände jahrelang oder monatelang billigt, 
über Nacht ihre Meinung ändert und uns 
damit ein Problem auf halst, mit dem wir 
nicht fertig werden ? Das hat nichts mit 
Ankara, sondern mit Wien zu tun. Welche 
Schritte haben wir unternommen, daß Öster­
reich durch Deutschland in Zukunft nicht 
vor derart unübliche Probleme, die uns in jeder 
Hinsicht gestört haben, gestellt wird? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Waldheim : Herr Ab­
geordneter Zeillinger! Wir haben selbstver­
ständlich sofort im Zusammenhang mit diesem 
Vorfall mit den deutschen Behörden vor 
allem über die deutsche Bot�chaft 
in Wien, Verbindung aufgenommen und auf 
diese Belastung hingewiesen, die zweifellos 
- wie Sie richtig sagen - für eine Stadt wie 
Salz burg aus einem solchen Vorgehen er­
wächst. Deutscherseits hat man UllS volles 
Verständnis für diese. Situation zugesichert 
und auch darauf verwiesen, daß man eben 
nicht wußte, daß diese 800 Türken auftauchen. 

Für uns war das Problem nicht so groß. 
Die 800 Türken sind über Jugoslawien mit 
dem Ziel Deutschland eingereist. Erst an der 
deutschen Grenze sind die deutschen Behörden 
daraufgekommen, daß es sich nicht um eine 
Touristengruppe, sondern um eine camouflierte 
Gruppe von Arbeitsuchenden handelt. Sie 
haben daher die Zurückweisung vorgenommen. 

Es wurde aber - und hier kann ich eine sehr 
positive Antwort geben - von deutscher 
Seite zugesichert, daß ein enges Einvernehmen 
mit Österreich hergestellt wird, um in Zukunft 
ähnliche Vorfälle zu vermeiden. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 

Bundeskanzleramt 

Präsident : 4. Anfrage: Abgeordneter Robert 
Weisz ( S PÖ) an den Herrn Bundeskanzler, 
betreffend Fortsetzung der Verwaltungs­
reform. 

2279/M 

Welches Mitglied der Bundesregierung wird 
nach dem Ausscheiden des Herrn Staatssekre­
tärs Dr. Gruber dessen Arb eiten an der Ver­
waltungs reform fortset zen ? 

Präsident : Bitte, Herr Bundeskanzler. 
Bundeskanzler Dr. Klaus : Den Tätigkeits-

bereich des Staatssekretärs Dr. Gruber als 
Vorsitzender der Verwaltungsreformkommis­
sion werde ich - noch vor dem Ausscheiden 
des Staatssekretärs Dr. Gruber aus der Bundes­
regierung - persönlich übernehmen. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordneter Robert Weisz : Herr Bundes­
kanzler! Ich möchte zuerst die formale Frage 
an Sie richten, ob die Beantwortung, die Sie 
mir auf meine erste Anfrage schriftlich mit 
Datum vom 27. März 1969 gegeben haben 
und die erst am 21. April 1969 in der Kanzlei 
des Herrn Präsidenten des Nationalrates 
eingelangt ist, auch schon ein Schriftstück 
ist, das im Sinne der "Verwaltungsreform " 
vom Bundeskanzleramt bis in das Parlament 
einen Monat gedauert hat. 
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Robert Weisz 

Aber nun zur ersten Zusatzfrage : Der Herr 
Abgeordnete Czettel hat an Sie, Herr Bundes­
kanzler, am 26. Juni 1968 die Frage gestellt, 
ob Sie bereit wären, im Zuge der Einsparungen 
wenigstens auf einen Ihrer bei den Staatssekre­
täre zu verzichten. Sie haben damals wort­
wörtlich erklärt: "Dazu bin ich nicht in der 
Lage. Es ist die Tätigkeit beider Staats­
sekretäre im Bundeskanzleramt im Sinne des 
Artikels 78 der Bundesverfassung vonnöten." 

Ein halbes Jahr später haben Sie aber die 
beabsichtigte Ernennung des Herrn Staats­
sekretärs Dr. Gruber zum Botschafter in den 
Vereinigten Staaten von Amerika bekannt­
gegeben. 

Ich frage Sie daher, Herr Bundeskanzler : 
Wie vereinbaren Sie die Abberufung des 
Herrn Staatssekretärs Dr. Gnlber im Hin­
blick auf Ihre Feststellung, daß seine Tätigkeit 
im Sinne des Artikels 78 der Bundesverfassung 
vonnöten sei � 

Präsident : Herr Kanzler. 
Bundeskanzler Dr. Klaus: Die Tätigkeit 

des Staatssekretärs Dr. Gruber als Staats­
sekretär im Bundeskanzleramt umfaßte ver­
schiedene Aufgaben. Er wurde zur Unter­
stützung des Bundeskanzlers schlechthin, auch 
zu seiner parlamentarischen Vertretung, durch 
die Verfassung berufen. (Abg. Dr. Pitter­
man n: Nein, das'ist der Vizekanzlerl) Er hat 
sich aber hauptsächlich auf die Verwaltungs­
reform konzentriert. Staatssekretär Dr. Gruber 
hat dreieinhalb Jahre hindurch diese Arbeiten 
in ausgezeichneter Weise durchgeführt. 

Ich bin der Überzeugung, daß das Büro, 
das aufrechterhalten bleibt, unter meiner 
Leitung die restlichen Arbeiten, die noch am 
Schluße der IJegislaturperiode durchgeführt 
werden müssen, erledigt. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Robert Weisz : Ich glaube 

zwar, daß der Vertreter des Herrn Bundes­
kanzlers der Herr Vizekanzler ist und nicht 
der Staatssekretär, aber ich möchte hier 
feststellen, daß Herr Staatssekretär Dr. Gruber 
in einem Rundfunkinterview kurz nach dem 
Bekanntwerden seiner Abberufung auf eine 
diesbezügliche Frage antwortete, daß der 
größte Teil seiner Tätigkeit beziehungsweise 
seiner Arbeitszeit der Verwaltungsreform ge­
widmet war. 

Ich kann mir daher nicht vorstellen, wie 
Sie sich, Herr Bundeskanzler, neben Ihrer 
derzeitigen und vielseitigen Arbeit auch noch 
eingehend den Pro blemen der Verwaltungs­
reform widmen können, die, wie schon er­
wähnt, nach den Worten des Herrn Staats­
sekretärs Dr. Gruber den größten Teil seiner 
Tätigkeit ausgefüllt haben. 

Sie wissen, Herr Bundeskanzler, welches 
große Interesse die Gewerkschaften des öffent­
lichen Dienstes an einer echten und ernsten 
Verwaltungsreform haben. Ich frage Sie da­
her: Wie können Sie sich unter den gegebenen 
Umständen diesen Problemen wirklich noch 
zusätzlich widmen und Ihr ganzes Augenmerk 
darauf wenden, um die gestellten Aufgaben voll 
zu erfüllen 1 Oder heißt dieser Schritt viel­
leicht, daß Sie die Verwaltungsreform nicht 
so ernst nehmen und nicht mehr für so wichtig 
halten, wie Sie es bisher zum Ausdruck ge­
bracht haben 1 (Abg. Weikhart: Er hat 
wieder etwas Falsches gesagt, der Herr Bundes­

kanzler I) 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 
Bundeskanzler Dr. Klaus : Im Gegenteil, 

Herr Abgeordneter. Ich habe Ihnen schon 
gesagt, daß das größte Ausmaß der Arbeit 
bereits in den zurückliegenden dreieinhalb 
Jahren getan worden ist. 

Ich kann Sie nun versichern, daß - sowohl 
im Tempo wie auch im Ausmaß der bisherigen 
Arbeiten - die Verwaltungsreformkommission 
unter meiner Leitung und das Büro, das in der 
Kanzlei des Herrn Staatssekretärs Dr. Gruber 
errichtet worden ist (Abg. Weikkart: Da 
ist nicht viel geschehen I), die weitere Arbeit 
fortsetzen wird. (Abg. Dr. Pi tte rman n: 
Wozu haben Sie dann den Staatssekretär ge­
braucht? - Abg. Weikhart: Viel ist nicht 
geschehen in den drei Jakren I) 

Präsident : 5. Anfrage: Abgeordneter 
Dr. Scrinzi (FPÖ) an den Herrn Bundes­
kanzler, betreffend Novelle zum Ärztegesetz , 

2325/M 
Aus welchem konkreten Grunde wurde der 

vom Bundesministerium für sOZliale Verwaltung 
�usgearbeitete Entwurf für eine Novelle zum 
Ärztegesetz am 9. April 1969 im Ministerrat 
zurückgestellt? ' 

Präsident : Bitte, Herr Bundeskanzler. 
Bundeskanzler Dr. Klaus : Herr Abgeordne-

ter! Der konkrete Grund - nach dem Sie 
fragen - für die Zurückziehung der Vorlage 
einer Novelle zum Ärztegesetz von der Tages­
ordnung des Ministerrates am 9. April war 
ein von Frau Sozialminister Grate Rehor 
gestellter diesbezüglicher Antrag. 

Präsident : Zusatzfrage. 
Abgeordneter Dr. Scrinzi : Es ist also nicht 

richtig, Herr Bundeskanzler, daß für die 
Zurückstellung die Intervention des Herrn 
Landwirtschaftsministers entscheidend war ? 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 
Bundeskanzler Dr. Klaus : Wie bei jeder 

Vorlage wird selbstverständlich die Meinung 
der verschiedenen Mitglieder des Ministerrates 

138. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)10 von 21

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 1 38. Sitzung - 7. Mai 1969 1 1851 

Bundeskanzler Dr. Klaus 

eingeholt, bevor ein Beschluß gefaßt wird. 
Eine kurze Diskussion hat ergeben, daß eine 
Zurückziehung - nicht eine Zurückstellung -
von der Frau Minister Rehor selbst initiiert 
worden ist. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Serinzi : Wenn ich richtig 
informiert bin, Herr Bundeskanzler, so sind 
auch an dem derzeit vorliegenden Entwurf eine 
Reihe von Abänderungen geplant. Dieser 
Umstand hat aber nun die Regierung nicht 
gehindert, neuerlich die Novelle zurückzu­
stellen. Warum ist eine unterschiedliche Be­
handlung aus gleichem Anlaß erfolgt ? 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Das ist nicht 
richtig. Die Vorlage ist in der Sitzung des 
Ministerrates am 28. April in der Form, in der 
sie nun dem Hohen Hause vorliegt" durch­
gegangen. 

Präsident : 6. Anfrage : Abgeordneter Lanc 
(S PÖ) an den Herrn Bundeskanzler, betreffend 
Gesamtkosten einer Dokumentation der Bun­
desregierung. 

2280/M 
Wie hoch sind die Gesamtkosten der vom 

Bundeskanzleramt heransgegebenen Propa­
gandaschrift unter dem Titel "Konjunktur­
fördernde Maßnahmen in den Jahren 1966 bis 
1969 - Eine Dokumentation der österreichischen 
Bundesregierung" ? 

Präsident : Herr Bundeskanzler . 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Die Gesamt-
kosten der Broschüre "Konjunkturfördernde 
Maßnahmen in den Jahren 1966-1969" wer­
den voraussichtlich 124.000 S betragen. Der 
genaue Betrag kann erst nach Vorliegen der 
Endabrechnung bekanntgegeben werden. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordneter Lane : Herr Bundeskanzler ! 

liegt, die Entwicklungs- und Erneuerungsfonds 
Ges. m. b .  H. ,  die noch nicht gegründet ist 
- um nur auszugsweise einige dieser Attrappen 
zu llennen ? 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Diese Konzepte 
sind sämtlich im Endstadium der Ausarbei­
tung. Ich glaube, daß wir alle Verständnis 
haben müssen, daß so umfassende Dinge, 
wie es ein Energiekonzept für Österreich ist, 
wo auch die Entwicklung für die nächsten 
fünf bis zehn Jahre mit inbegriffen werden 
soll, eine geraume Zeit in Anspruch nehmen. 
Im übrigen war aber diese Dokumentation 
nicht darauf abgestellt, etwa noch weiter an­
zukündigen, was in Arbeit ist, sondern Er­
gebnisse der konjunkturfördernden Maßnah­
men (Abg. Ing. Häuser: Es ist ja noch kein 
Ergebnis !) bei der Steigerung des Brutto­
nationalprodukts, der Masseneinkommen, bei 
der Preis- und Lohnentwicklung, der Arbeits­
losenrate und ähnliche Dinge der Bevölkerung 
bewußt zu machen. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Lane : Herr Bundeskanzler ! 
Sie sind meiner ersten Zusatzfrage ausge­
wichen. Diese "Dokumentation" soll den Ein­
druck vermitteln, daß das, was im Text an 
sogenannten wirtschaftsfördernden Maß­
nahmen angeführt ist, bereits die Ursache 
für die gegenwärtige Wirtschaftslage darstellt.. 
Ich habe in meiner ersten Zusatzfrage darauf 
hingewiesen und an einigen Beispielen er­
läutert, daß hier einige Dinge drinnen sind, 
die ja, wie Sie selber sagen, im Beratungs- , 
im Ausarbeitungsstadium stehen und sieh 
daher noch gar nicht au sgewirkt haben 
können. Betrachten Sie so etwas als echte 
Information über die Leistungen der Bundf\R­
regierung unter dem Titel "Dokumentatic ,n "  
oder sind Sie derselben Meinung wie ich, daß 
diese ganze Dokumentation sich allein dadurch 
richtet, daß schon auf Seite 1 dieser Dokumen­
tation der letzte Nationalratswahltermin 
fälschlicherweise mit , ,3. Mä.rz 1 966" ange­
geben ist ? 

Sie rechtfertigen die sogenannte Informations­
tätigkeit der Bundesregierung immer wieder 
damit, daß die Bevölkerung objektiv über 
die Leistungen der Regierung der ÖVP be-
ziehungsweise der Regierung Klaus informiert Präsident : Herr Bundeskanzler. 
werden müsse. Bundeskanzler Dr. Klaus : Ich bin nicht 

Wie erklären Sie sich diese Haltung verein- Ihrer Meinung, Herr Abgeordneter. Eine 
bar mit dem Inhalt der sogenannten "Doku- Reihe von Maßnahmen sind schon durch­
mentation" der Bundesregierung, in der eine geführt und sind wirksam ; eine Reihe von 
Reihe von wirtschaftspolitischen Attrappen Maßnahmen wird gegenwärtig ausgearbeitet. 
al s tatsächliche konjunkturfördernde Maß- Aber unter keinen Umständen bin ich Ihrer 
nahmen und damit als Leistungen der Bundes- Meinung, wenn Sie etwa sagen, <laß ein 
regierung hingestellt werden, wie beispiels- Raumordnungskonzept unmittelbare konjunk­
weise das Energiekollzept, das trotz Ent- turförderllde Wirkung haben sollte. Da mußten 
schließungsantrag des Nationalrates vor zirka wir schon andere Dinge auf df1m Gebiete der 
drei Jahren noch nicht vorliegt, das Raum- Budgetpolitik, der Investitionsfinanzierullg und 
ordnungskonzept, das ebenfalls noch nicht vor- : ähnliche Dinge machen (Abg. La nc: Warum 
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Bundeskanzler Dr. Klaus 

geben Sie es dann unter diesem Titel hinein ?) , daher dringend erwünscht. Es wurde daher 
um diese Ergebnisse zu erzielen, die Österreich damals gebeten, dem Ansuchen Dr. Neumers 
im Wirtschaftswachstum und in verschiedenen Folge zu geben. 
anderen Relationen weit vor anderen Ländern Auf Grund dieses Gutachtens wurde 
erscheinen läßt. Hoffentlich haben Sie das Dr. Neumer verständigt, daß seiJ).e Aufnahme 
studiert, Herr Abgeordneter, um diese Doku- für den Dienst bei der Obersten Bergbehörde 
mentationen auch bekanntzumachen. (Beifall in Aussicht genommen sei, worauf dieser eine 
bei der Ov P. - Abg. Dr. Stari bach e r: Urkunde über die Verleihung der österreichi­
Herr Bundeskanzler 1 Die Ziffern sind ja falsch, schen Staatsbürgerschaft durch das Land 
die da drinnenstehen I) Bitte mir das mitzu- Niederösterreich vom 16. Juli 1946 vorlegte. 
teilen ; ich werde das prüfen. Damit waren auch die gesetzlichen Voraus-

Präsident : 7. Anfrage : Abgeordneter Dr. van setzungen für eine Aufnahme als · Vertrags­
Tongel (F PÖ) an den Herrn Bundeskanzler, I bediensteter im Bundesdienst gegeben, sodaß 
betreffend DiensteinsteIlung des Dipl.-Ing. auf Grund einer Zustimmungs erklärung des 
Dr. Franz Neumer in die Oberste Bergbehörde. Bundeskanzleramtes vom 13. September 1946 

2326/M 

Auf Grund welcher Voraussetztmgen erfolgte 
im November 1946 die Diensteinstellung des 
Dipl. -Ing. Dr. Franz Neumer in das damalige 
Bundesministerium für Handel und Wieder­
aufbau - Oberste Bergbehörde ? 

Präsident : Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Dipl.-Ing. Doktor 
Franz Neumer wandte sich am 15. Mai 1946 
an das damalige Bundesministerium für Han­
del und Wiederauf bau mit dem Ersuchen um 
Aufnahme in den Dienst entweder der Ober­
sten Bergbehörde oder der handelspolitischen 
Sektion des Ministeriums. Aus dem dem 
Ansuchen beigeschlossenen Lebenslauf war 
ersichtlich, daß Dr. Neumer im Jahre 1923 
an der Bergakademie zu Freiberg in Sachsen 
den Grad des Diplomingenieurs erworben, 
im Jahre 1932 an der Prager Universität die 
Rechtsstudien mit dem Doktorat der Rechts­
und Staatswissenschaften abgeschlossen und 
eine vieljährige Berufspraxis auf dem Gebiet 
des Bergwesens und als Wirtschaftsjurist 
aufzuweisen hatte. Aus dem Ansuchen ging 
ferner hervor, daß er die österreichische 
Staatsbürgerschaft erwerben wolle. 

Zu dem Ansuchen hat das Präsidium des 
Bundesministeriums für Handel und Wieder­
aufbau eine Stellungnahme der Obersten 
Bergbehörde eingeholt. In dieser Stellung­
nahme wurde darauf hingewiesen, daß wegen 
Überalterung der seinerzeitigen Personalstände 
und infolge Ausfalls einer Reihe von Beamten 
wegen politischer Untragbarkeit ein dringen­
der Bedarf für die Besetzung freier Posten 
mit entsprechend qualifizierten Beamten er­
forderlich sei. Österreichische Bewerber, ins­
besondere solche mit dem nach österreichischen 
Vorschriften erforderlichen Doppelstudium, 
nämlich der montanistischen Disziplin wie 
auch der Rechtswissenschaft, stünden nicht 
zur Verfügung. Dies gelte insbesondere auch 
für die Oberste Bergbehörde. Die Aufnahme 
Dr. Neumers, der dieses Doppelstudium und 
eine entsprechende Berufspraxis aufweise, sei 

Dr. Neumer am 3. Oktober 1946 zum Dienst­
antritt aufgefordert wurde. Nach einer kurzen 
Verzögerung, die mit Übersiedlungsschwierig­
keiten zusammenhing, trat Dl'. Neumer am 
4. November 1946 seinen Dienst im genannten 
Bundesministerium an. 

Präsident : 8. Anfrage :  Abgeordneter Doktor 
Broda (S pO) an den Herrn Bundeskanzler, 
betreffend Verwaltungsersparnis bei der Ein­
hebung der Auto-Sonderabgabe. 

2281/M 

Welche Maßnahmen haben Sie auf Grund der 
Vorschläge des V!,?rbandes der Versicherungs­
unternehmungen Osterreichs zur Verwaltungs­
ersparnis bei der Einhebung der Auto-Sonder­
abgabe getroffen ? 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Hinsichtlich des 
Vorschlages des Verbandes der Versicherungs­
unternehmungen, sehr geehrter Herr Abge­
ordneter, habe ich persönlich keine Maß­
nahmen getroffen. Der Verband hat sich an 
ein Mitglied des Büros des Staatssekretärs 
Gruber mit einem Vorschlag gewendet, und 
die Angelegenheit wurde im Staatssekretariat 
Dr. Gruber weiterverfolgt. 

Soweit mir berichtet worden ist, wurde 
sowohl die Verkehrs behörde , also die Bundes­
polizeidirektion Wien, wie auch das Bundes­
ministerium für Finanzen beziehungsweise 
der in der Verwaltungsreformkommission ja 
mitarbeitende und an den Sitzungen teil­
nehmende Sektionschef Dr. Heilingsetzer be­
faßt. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Broda : Herr Bundes­
kanzler ! Ich habe diese Frage an Sie gerichtet, 
weil sie im Zusammenhang mit der auch zwi­
schen dem Kollegen Weisz und Ihnen, Herr 
Bundeskanzler, erörterten Verwaltungsreform 
und der Tätigkeit der Verwaltungsreform­
kommission steht. Darf ich nunmehr aus 
Ihrer Antwort, Herr Bundeskanzler, entneh-
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Dr. Broda 

men, daß Sie als zuständiger Ressortverant­
wortlicher die VOlschläge des Verbandes der 
Versicherungsunternehmungen Österreichs auf 
Verwaltungsvereinfachung nicht nur provi­
sorisch, wie qas j etzt geschehen soll, sondern 
dauernd befürworten, nämlich daß doppelte 
Arbeitsvorgänge bei der Neuanmeldung von 
Kraftfahrzeugen und der Einhebung der Son­
derabgabe für diese Kraftfahrzeuge in Zukunft 
vermieden werden können 1 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Klaus : Das ist richtig, 
Herr Abgeordneter ! Ich bin Ihrer Überzeugung, 
daß man solche Doppelvorgänge, wo immer 
es möglich ist, auch im konkreten Fall, verein­
fachen muß. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Broda : Und nun darf ich 
Ihnen, Herr Bundeskanzler, für Ihre zu­
künftige Tätigkeit als Nachfolger des Herrn 
Staatssekretärs Gruber als Vorsitzender der 
Verwaltungsreformkommission folgendes zur 
Kenntnis bringen : 

Auf Grund einer mündlichen Anfrage an 
den Herrn Finanzminister , die nicht mehr 
beantwortet werden konnte und den gleichen 
Gegenstand betraf, hat mir der Herr Finanz­
minister über die Kanzlei des Präsidenten 
des Nationalrates eine Antwort zukommen 
lassen. Ich darf den Kollegen Weisz und Sie, 
Herr Bundeskanzler, davon unterrichten, daß 
Schriftstücke vom Finanzministerium an den 
Nationalrat tatsächlich nur einen Tag gehen, 
nämlich vom 24. April auf den 25. April. 
Insofern zeigt, Herr Bundeskanzler, das Finanz­
ministerium sicherlich ein nachahmenswertes 
Beispiel. 

Der Herr Finanzminister sagt aber, daß er 
von diesem Vorschlag überhaupt keine Kennt­
nis hat. Es heißt hier : Ich " beehre mich mit­
zuteilen, daß das Bundesministerium für 
Finanzen bisher mit diesem Vorschlag nicht 
befaßt worden ist und daher keine Stellung­
nahme abgegeben werden kann."  

Meine Frage, Herr Bundeskanzler, geht 
daher dahin : Sind Sie als zukünftiger V or­
sitzender der Verwaltungsreformkommission 
bereit, Vorkehrungen zu treffen, daß Briefe, 
die bei der Verwaltungsreformkommission bei­
spielsweise am 5. Februar 1969 eingehen, 
am 24. April 1969 noch nicht beim Finanz­
ministerium eingegangen sind, rascher zu­
gestellt werden, sodaß auch im Rahmen der 
Bundesregierung im Interesse der Verwaltungs­
reform die linke Hand weiß, was die rechte 
tut ? 

Präsident : Herr Bundeskanzler_ 

Bundeskanzler Dr . Klaus : Selbstverständ­
lich ! 

Präsident : Danke, Herr Bundeskanzler. 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident : 9. Anfrage : Abgeordneter 
Machunze (Ö VP) an den Herrn Bundes­
minister für Finanzen, betreffend Beanspru­
chung des inländischen Kapitalmarktes durch 
den Bund. 

2295/M 

In welchem Ausmaß wird der Bund 1969 den 
inländischen Kapitalmarkt beanspruchen ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Koren : 
Herr Abgeordneter ! Der Bund wird 1969 
den inländischen Kapitalmarkt in einer 
Größenordnung von nicht ganz 6 Milliarden 
Schilling beanspruchen. 

Präsident : Zusatzfrage.  

Abgeordneter Machunze : Herr Bundes­
minister ! Kann man erfahren, auf welche 
Arten sich die beabsichtigte Inanspruch­
nahme des inländischen Kapitalmarktes ver­
teilt ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Koren : Herr Abge­
ordneter ! Es wird ungefähr ein Anleihe­
volumen von 2,5 bis 2,7 Milliarden Schilling 
aufgelegt werden. Es werden Versicherungs­
darlehen und andere Arten von Darlehen in ei­
ner Größenordnung von etwa 400 bis 450 Mil­
lionen Schilling in Frage kommen und darüber 
hinaus längerfristige Schatzscheinoperationen 
in einer Größenordnung von etwa 2,7 Milliar­
den Schilling. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Machunze : Herr Bundes­
minister ! Hat das Finanzministerium Be­
rechnungen darüber angestellt, wie hoch die 
Nettobelastung des inländischen Kapital­
marktes durch diese verschiedenartigen Kredit­
operationen sein dürfte ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Koren : Herr Abge­
ordneter ! Da die Schulden tilgungen im lau­
fenden Jahr im Inl�nd bei etwa 3 , 1  Milliarden 
Schilling liegen werden, wird die Nettobelastung 
des inländischen Kapitalmarktes unter 3 Mil­
liarden Schilling sein. 

Präsident : 10. Anfrage : Abgeordneter Libal 
( S PÖ ) an den Herrn Finanzminister , be­
treffend Bescheid des Finanzamtes Linz an den 
o berösterrei chis ehen Kriegsopferver band. 
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2296/M 
Sind Sie bereit, den Bescheid des Finanzamtes 

Linz, St.Nr. 13 -50/478 g-II vom 24. Feber 1969, 
an de� oberösterreichischen Kriegsopferverband 
einer Überprüfung zu unterziehen ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Koren : Herr Abge-
ordneter ! Soweit ich mich informieren konnte, 
handelt es sich um einen Abgabenbescheid über 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer, be­
treffend das Jahr 1967 . Bei der ersten Über­
prüfung ist keinerlei Anlaß gewesen, eine 
rechtswidrige Verhaltensweise der Unter­
behörde anzunehmen. Soweit ich informiert 
bin, ist das Verfahren derzeit im Rechtsmittel­
stadium, und es ist gleichzeitig ein N achsichts­
ansuchen eingebracht ,vorden. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordneter Libal : Herr Bundesminister I 
Nach der Bundesabgabenordnung entfällt die 
Abgabepflicht eines von einem Verein unter­
haltenen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes 
dann, wenn der Verein als gemeinnützig aner­
kannt ist und der wirtschaftliche Geschäfts­
betrieb sich als ein zur Erreichung des be­
günstigten Zweckes unentbehrlicher Hilfsbe­
trieb darstellt. In dem angesprochenen Be­
scheid wurde eine Abgabepflicht für einen von 
einem gewerblichen Hilfsbetrieb erzielten 
Gewinn eines gemeinnützigen Vereines vorge­
schrieben. Dies widerspricht meiner Meinung 
nach den Bestimmungen des § 45 Abs. 2 der 
Bundesabga benordnung . 

Sind Sie in diesem Falle nun bereit, Herr 
Minister, auf Grund der dargestellten Sachlage 
den angeführten Bescheid im AufsichtsVirege 
aufzuheben ? (Zwischenrufe bei der Ö V P.) 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Koren : Herr Abge­
ordneter I Da das Verfahren sich derzeit 
im Rechtsmittelstadium befindet, werde ich 
den Ausgang dieses Rechtsmittelverfahrens ab­
warten. Ich bin aber jederzeit bereit, einen 
Antrag auf Nachsicht der vorzuschreibenden 
Abgabenschuldigkeit entsprechend der Bundes­
abgabenordnung zu berücksichtigen. 

Präsident : 1 1 .  Anfrage : Abgeordneter Melter 

Bundesminister Dr . Koren : Herr Abge­
ordneter I Ein solches Projekt ist bisher an das 
Bundesministerium für Finanzen nicht heran­
getragen worden. Ich möchte Ihnen aber nicht 
verschweigen, daß ich im Falle solcher Grün­
dungen starke Bedenken hinsichtlich einer 
positiven Erledigung habe, falls es sich um Vor­
haben handelt, die, wie bei ähnlichen Vorhaben 
in der zurückliegenden Zeit, nur erwarten 
lassen, daß daraus eine dauernde Belastung 
des Bundes wird, das heißt also, daß das zu 
gründende Unternehmen nicht gewinnbrin­
gend arbeiten wird. 

Präsident : Zusatzfrage . 

Abgeordneter Melter : Herr Bundesminister ! 
Dann sind Sie also der Auffassung, daß die 
Voraussetzungen für eine Bundesheteiligung 
gegeben wären, wenn einigermaßen ein Gewinn 
oder zumindest eine Deckung der Betrie bs­
kosten erwartet werden kann 1 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Koren : Herr Abge­
ordneter ! Ich glaube, Sie haben mich etwas 
zu frei interpretiert. Falls das Vorhaben an 
das Bundesministerium für Finanzen heran­
getragen wird, wird es selbstverständlich ge­
prüft werden. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Melter : Herr Bundesminister ! 
Können Sie mir etwa die Richtlinien nennen, 
nach denen bisher derartige Bundesbeteili­
gungen an solchen Einrichtungen erfolgt 
sind ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Koren : Herr Abge­
ordneter ! Die von Ihnen angezogene Beteili -
gung an der Dachstein-Seilbahn-AG. geht auf 
das Jahr 1 949 zurück, also auf eine Zeit, in der 
völlig andere V oraussetzungen und andere 
Bedingungen auf dem Gebiete des Fremden­
verkehrs und der technischen Nebeneinrich­
tungen des Fremdenverkehrs · geherrscht 
haben. Zweifellos war eine solche Frage damals 
anders zu beurteilen als etwa heute. 

(FPÖ) an den Herrn Finanzminister, be- Präsident : 12. Anfrage : Abgeordneter lng. 
treffend Bundesbeteiligung an einer Älpele- Häuser (S PÖ) an den Herrn Finanzminister, 
Seilbahn in Feldkireh. betreffend Steigerung der Lohn- beziehungs-

2334/M 
Angesichts der Tatsache, daß der Bund an der 

Dachstein-Fremdenverkehrs-AG mit 67,90% be­
teiligt ist, frage ich Sie, Herr Bundesminister, 
ob auch die Frage einer ähnlichen Bundes­
beteiligung an einer Älpele-Seilbahn in Feld­
kirch geprüft werden wird. 

Präsident : Herr Minister. 

weise Einkommensteuer. 

2297/M 

Wie hoch ist die Steigerung im Bereich der 
Lohn- respektive Einkommensteuer (inklusive 
der zweckgebundenen Zuschläge und 10% Zu­
schlag) zwischen Jänner 1967 und Jänner 1969 ? 

Präsident : Herr Minister . 

138. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)14 von 21

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 138. Sitzung - 7. Mai 1969 1 1855 

Bundesminister Dr. Koren : Herr Abge­
ordneter ! Zwischen den Monaten Jänner 1967 
und .Jänner 1969 sind die Einnahmen im Be­
reich der Lohnsteuer um 5 , 1  Prozent gestiegen, 
die Einnahmen an Einkommensteuer weisen 
eine Minderung von 14,2 Prozent auf. Die 
IOprozentige Sonderabgabe vom Einkommen 
ist in den Jännereinnahmen 1969 noch nicht 
enthalten, weil dieser Verrechnungsvorgang 
erstmals im Monat Feber angefallen ist . 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordneter Ing. Häuser : Herr Minister ! 
Es ist mittlerweile ja das Februarergebnis 
bekanntgegeben worden, und in Ihren Er­
läuternden Bemerkungen dazu stellen Sie 
fest, daß die Lohnsteuer in den Monaten 
Jänner und Februar 1969 ein Mehr von 26,2 Pro­
zent erbracht hat, während die veranlagte 
Einkommensteuer in diesen zwei Monaten um 
24,9 Prozent niedriger ist. Dazu kommt noch, 
daß im Rahmen dieser Darstellung des Ab­
gabenerfolges die lOprozentige Sondersteuer 
nicht inkludiert ist - auch nicht die zweck­
gebundenen Steuern -, sodaß hier sehr bewußt 
auch noch eine Differenzierung zum Nachteil 
der Aufbringung an Lohnsteuer zu verzeich­
nen ist. 

Darf ich Sie fragen, womit Sie diese starken 
Differenzen begründen ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Koren : Herr Abge­
ordneter 1 Wenn Sie die ersten bei den Monate 
des Jahres 1969 vergleichen, dann muß ich be­
züglich der Einkommensteuer darauf hin­
weisen, daß der Hauptzahlungstermin dafür 
der Monat März ist . Aber auch wenn wir die 
Zahlen des gesamten ersten Quartals ver­
gleichen, ergibt sich zweifellos eine erhebliche 
Steigerung bei der Lohnsteuer, die auf die 
steigenden Lohneinkommen, auf die Erhöhung 
der Zahl der Beschäftigten i m  vergangenen 
Jahr zurückzuführen ist und natürlich auch auf 
das Erreichen höherer Progressionsstufen. 

Bezüglich der Einkommensteuer darf ich 
sagen, daß nun die Veranlagungen für das 
Jahr 1967, das ein außergewöhnlich schwaches 
Wirtschaftsjahr gewesen ist, zum Tragen 
kommen, sodaß also derzeit eine Periode ein­
gesetzt hat, in der bei steigendem Lohllein­
kommen bei der Einkommensteuer jene Zah­
lungen fällig werden, die auf schwächere, 
zurückliegende Jahre anzurechnen sind. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage.  

Abgeordneter lng. Häuser : Herr Minister ! 
Sie haben vor einiger Zeit auf meine konkrete 
Frage, wieso hier eine solche differenzierte 
Entwicklung zu verzeichnen ist, gemeint, I 
es seien die gleichen gesetzlichen Grundlagen. I 

Nun beziehen Sie sich darauf, daß die Ein­
kommensteuer ja in den Quartalen fällig wird. 
'Vir vergleichen aber nicht die Quartale, 
sondern wir vergleichen j etzt Jänner/Februar 
1967 mit Jänner/Februar 1 969. Hier stellen wir 
entgegen Ihren Budgeterwartungen, wo Sie 
noch mit 3 Prozent Zunahme gerechnet haben, 
fest, daß bereits ein Abgang von 25 Prozent 
vorhanden ist . 

Sie behaupten ferner, daß die Steigerung 
der Lohnsteuer auf Grund einer höheren Zahl 
von Beschäftigten erfolgt ist. Darf ich Ihnen, 
Herr Minister, dazu sagen, daß das völlig 
falsch ist, denn die Zahl der Beschäftigten 
ist im Jahre 1968 niedriger gewesen, ist 1969 
nicht gestiegen, daher kann aus diesem Titel 
überhaupt keine Steigerung erfolgen. 

Darf ich Sie daher fragen : Sehen Sie nicht 
in dieser Diskrepanz der Entwicklung, einer­
seits eine schwere Belastung der Lohnsteuer­
pflichtigen weit über das Maß ihrer Ein­
kommensteigerung hinaus, andererseits eine 
starke Reduzierung der Steueraufbringung 
bei den Selbständigen, einen Ausdruck der 
einseitigen ÖVP-Steuerpolitik ? (Abg. M ayr: 
Der hat eine Ahnung von Steuerpolitik I) 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Koren : Herr Abge­
ordneter ! Ich kann dieser Ihrer Meinung 
nicht folgen. Ich darf noch einmal darauf 
hinweisen, daß sich an den gesetzlichen 
Grundlagen und der Gleichheit der Tarife 
für beide Einkommensarten nichts geändert 
hat (Abg. Ing. Häuser: Die Auswirkungen I) , 
daß also beide Einkommensarten - sowohl 
die Selbständigen- als auch die Unselbständi­
gen-Einkommen - mit der gleichen Progres­
sion und mit den gleichen Steuersätzen be­
lastet werden. Das schließt aber nicht aus, 
daß dahinter tatsächlich eben eine unter­
schiedliche Entwicklung der Einkommen ein­
getreten ist. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Bauten und Technik 

Präsident : 13. Anfrage : Abgeordneter 
Scherrer (Ö V P) an den Herrn Bundesminister 
für Bauten und Technik, betreffend Ausbau 
des Straßenabschnittes N ußdorf-Landesgrenze 
bis Klosterneuburg-Tullner Bundesstraße. 

2302/M 

Ist im Jahre 1969 mit dem Ausbau ded Bun ­
clestraßenabschnittes Nußdorf - Landesgrenze 
bis Klosterneuburg-Tullner Bundesstraße zu 
rechnen ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 
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Bundesminister für Bauten und Technik 
Dr. Kotzina : Der Ausbau des Bundesstraßen. 
Abschnittes Nuß dorf -Landesgrenze erfordert 
zunächst die Verlegung der Bahntrasse der 
Österreichischen Bundesbahnen, deren Inan­
griffnahme mit einem Kostenaufwand von 
rund 1 1 ,5 Millionen Schilling für das heurige 
Jahr vorgesehen und am 3 1 .  Jänner 1969 
vergeben worden ist. 

Anläßlich einer Besichtigung des gesamten 
Bauvorhabens am 1 0. April 1969 wurde fest­
gestellt, daß trotz der besonderen Dringlichkeit 
der Maßnahme noch immer nicht mit den 
gegenständlichen Verlegungsarbeiten durch die 
Wiener Bundesstraßenverwaltung begonnen 
wurde. Der Herr Landeshauptmann von Wien 
als Träger der mittelbaren Bundesstraßen­
verwaltung wurde deshalb am 12.  April 1969 
um Bekanntgabe der Gründe, die eine Ver­
zögerung des Arbeitsbeginns um mehr als 
zwei Monate verursachten, ersucht. Eine Ant­
wort ist bisher nicht eingelangt. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordneter Seherrer : Herr Bundes­
minister ! Darf ich dabei fragen, ob vor­
gesehen ist, daß ab Klosterneuburg bis Gugging, 
also entlang des Kierlingbaches, ebenfalls 
ein Ausbau der Bundesstraße erfolgt 1 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina : Im gegen­
wärtigen Ausbauprogramm ist dieser Teil 
noch nicht vorgesehen. Es wird denkbar sein, 
daß im nächstjährigen Bauprogramm auch die 
Fortsetzung in dieser Richtung mit ins Konzept 
aufgenommen wird. 

Präsident : 14. Anfrage : Abgeordneter Lanc 
(SPÖj an den Herrn Bautenminister, be­
treffend Transaktionen beim " Verein der 
Freunde des Wohnungseigentums" . 

2305/M 

Welche aufsichtsbehördlichen Maßnahmen 
�aben Sie im Zusammenhang mit den in der 
Offentlichkeit erörterten finanziellen Trans­
aktionen beim "Verein der Freunde des Woh­
nungseigentums" eingeleitet ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina : Herr Abge­
ordneter ! Auf die Anfrage, welche aufsichts­
behördlichen Maßnahmen im Zusammenhang 
mit den finanziellen Transaktionen, wie Sie 
das bezeichnen, beim "Verein der Freunde 
des Wohnungseigentums" eingeleitet wurden, 
darf ich mitteilen, daß ich keine aufsichts­
behördlichen Funktionen in meiner Kompetenz 
besitze, um in dieser Richtung wirken zu 
können. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Lane : Herr Bundesminister ! 
Sie bestreiten, Aufsichtsbehörde für den Verein 
zu sein. Das mag formal stimmen, aber 
Sie sind Aufsichtsbehörde für die öffentlichen 
Wohnbaufonds, die Mittel an diesen Verein 
geben, und wenn dieser Verein mit diesen 
Mitteln etwas tut, was nicht mit dem Bauen 
unmittelbar, sondern eher unmittelbar mit 
der ÖVP-Wien-Finanzierung zu tun hat, so 
wäre meiner Auffassung nach von seiten 
Ihres Ministeriums doch zumindest eine Unter­
suchung einzuleiten, ob eine mißbräuchliche 
Verwendung von öffentlichen Fondsmitteln 
durch diesen Verein eingetreten ist. 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina : Unabhängig 
von der von Ihnen gemachten Unterstellung, 
ob die Österreichische Volkspartei hier mit­
finanziert wurde, darf ich mitteilen, daß im 
Zusammenhang mit der Überprüfung der 
Verwendung der Gelder aus den alten Wohn­
bauförderungsfonds, im konkreten Fall aus 
dem Wohnhaus-Wiederaufbaufonds, auch Un­
zukömmlichkeiten registriert werden und diese 
Unzukömmlichkeiten von meinem Ressort 
dann auch jeweils den zuständigen Behörden 
mitgeteilt werden. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Lane : Herr Bundesminister ! 
In einer Pressekonferenz mit dem ÖVP-Abge­
ordneten Hartl im Februar dieses Jahres blieb 
es unwidersprochen, daß der "Verein der 
Freunde des Wohnungseigentums" , wie sich 
eine Zeitung ausgedrückt hat, einen "Zehent" 
von den dort beschäftigten Firmen einge­
hoben hat. Damit haben sich zweifellos für die 
Bezieher solcher Wohnungen die Baukosten 
erhöht, denn es ist kaum anzunehmen, daß 
bei der knappen und seriösen Kalkulation 
der beim Bau beschäftigten Firmen in Öster­
reich das in der normalen Gewinnspanne 
unterzubringen war. Hier handelt es sich 
doch zweifellos um eine in der Öffentlichkeit 
festgestellte und bisher unwidersprochen ge­
bliebene Feststellung mißbräuchlicher Ver­
wendung von Fondsmitteln durch den "V erein 
der Freunde des Wohnungseigentums" . 

Ich frage daher konkret : Sind Sie diesen 
konkreten Anwürfen, die auch bei dieser 
Pressekonferenz im Februar dieses Jahres zur 
Sprache gekommen sind, in Ausübung Ihrer 
Aufsichtsfunktion über die ehemaligen Agenden 
des Wohnhaus-Wiederaufbaufonds nachgegan­
gen oder nicht 1 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina : Es ist in diesem 
Zusammenhang - Sie sprechen von einer 
Pressekonferenz - von keiner konkreten 
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Bundesminister Dr. Kotzina 

übertretung die Rede gewesen, sondern es 
wurde allgemein die Behauptung aufgestellt. 

Ich darf sagen, daß in den Zeiten meiner 
Ressortführung, ja darüber hinaus zurück­
liegend in zwölf Fällen Verstöße gegen den 
§ 25 des W ohnhaus-Wiederaufbaugesetzes 
- darauf beziehen sich offenbar Ihre Hin­
weise - festgestellt wurden und daß diese 
Feststellungen den zuständigen Behörden be­
ziehungsweise auch dem Gericht zur Kenntnis 
gebracht wurden. (Abg. Lan e :  leh stelle fest, 
daß zweimal konkrete Fragen nicht beantwortet 
worden sind, sondern daß über etwas anderes 
geredet wurde ! - Widerspruch bei der Ö V P.) 

Präsident : 15 . Anfrage : Abgeordneter Schrot­
ter (Ö VP) an den Herrn Bautenminister, be­
treffend Kostenbeteiligung des Wasserwirt­
schaftsfonds. 

2303/M 

Wieviel Prozent der jeweiligen Kosten für 
Wasserbauanlagen und Abwässerbeseitigungs­
anlagen werden VOn dem vom Bundesmini­
sterium für Bauten und Technik verwalteten 
Wasserwirtschaftsfonds getragen ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina : Das Ausmaß 
der Förderung, die von dem vom Bundes­
ministerium für Bauten und Technik ver­
walteten Wasserwirtschaftsfonds in den Jahren 
1966 bis 1969 für den Ausbau von Wasser­
versorgungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen 
gewährt wurde, beträgt im Mittel 46 Prozent 
des für diese Bauvorhaben mit 5932 Millionen 
Schilling veranschlagten Kostenaufwandes. 
Dies bedeutet sowohl eine absolute als auch 
eine prozentuelle Steigerung des Förderungs­
anteils des Wasserwirtschaftsfonds gegenüber 
der vorangegangenen sie benj ährigen Periode 
1959 bis 1 965, in der Fondsmittel im Durch­
schnitt nur im Ausmaß von 39,5 Prozent der 
Herstellungskosten gewährt wurden. Der mitt­
lere Förderungssatz für die Jahre 1959 bis 
1969 - das heißt für die gesamte Periode seit 
Errichtung des Wasserwirtschaftsfonds - er­
gibt sich mit 43,8 Prozent der Herstellungs­
kosten der geförderten Anlagen. 

Präsident : 16.  Anfrage : Abgeordneter Dok­
tor Androsch (SPÖ) an den Herrn Bauten­
minister, betreffend Bundesrealgymnasium für 
Knaben in Wien- Floridsdorf. 

2307/M 

Wann ist mit der Fertigstellung des Umbaues 
des Bundesrealgymnasiums für Knaben in Wien­
Floridsdorf zu rechnen ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina : Mit den Bau­
arbeiten für den Zu- und Umbau des Bundes­
gymnasiums und Bundesrealgymnasiums in 
Wien 21 wurde im Frühjahr 1 968 begonne,n. 

Infolge der vollkommenen Ausnützung der 
Schulbaukredite stehen für den Zu- und Um­
bau des Bundesgymnasiums und Bundesreal­
gymnasiums für Knaben in Wien 21 Kredit­
mittel gegenwärtig zur Verfügung, jedoch 
nicht in dem gewünschten Ausmaß, um hier 
eine sofortige Bereinigung und einen Abschluß 
der Bauarbeiten herbeizuführen. Diese Mittel 
sind primär für den derzeit in Arbeit befind­
lichen Turnsaalzubau und die Umbauarbeiten 
an dem dem Altbau benachbarten Flügel vor­
gesehen. Der Umbau des restlichen Altobjektes 
wird in einer weiteren Bauetappe nachfolgen. 
Der übergang zu den einzelnen Bauetappen 
fließt bei einem Umbau mit voller Aufrecht­
erhaltung des Schulbetriebes naturgemäß in­
einander. 

Präsident : Z usa tzfrage. 

Abgeordneter Dr. Androsch : Herr Minister ! 
Es handelt sich bei dieser Schule um die 
einzige Knabenschule nördlich der Donau 
mit einem Einzugsgebiet weit nach Nieder­
österreich hinein. Etwa ein Viertel der Schüler 
kommt zum Teil aus dem Wahlkreis des Herrn 
Abgeordneten Dr. Withalm. Es ist eine Schule, 
die ein weit über meinen Wahlkreis hinaus­
gehendes Einzugsgebiet hat. 

Für das Jahr 1 968 waren 10 Millionen Schil­
ling notwendig - es wurden nur 4 Millionen 
für den Umbau zur Verfügung gestellt. Es 
wurde in Aussicht gestellt, im Jahre 1969 12 bis 
15 Millionen Schilling bereitzustellen - tat­
sächlich sind es aber wieder nur 5 Millionen 
Schilling. 

Unter diesen Umständen würde der Umbau 
acht Jahre in Anspruch nehmen, was eine völlig 
unmögliche Situation ist und zur Folge hätte, 
daß eine große Zahl von Schülern abgewiesen 
werden müßte, ohne daß es irgendwo eine 
Ersatzmöglichkeit gäbe. Denken Sie nur 
daran, daß aus Mistelbach oder Wolkersdorf 
praktisch keIne Ausweichmöglichkeit besteht. 

Daher meine Frage : Welche Vorsorge werden 
Sie treffen, um einen zügigen Baufortschrit t 
an dieser Schule herbeizuführen � 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina : In dem Wahl­
kreis des Herrn Abgeordneten Dr. Withalm 
ist sehr wohl vorgesehen, in der nächsten Zeit 
ausreichend Schulbauten zu errichten. (Abg. 
Dr. W i t h a lm:  Das höre ich sehr gerne !) Ich ver­
weise unter anderem auf Gänserndorf, wo vor 
kurzem ein solcher Schul bau in die Wege ge­
leitet wurde und wo 'vorgesehen ist, daß dieser 
Schulbau in etwa zwei, höchstens drei Jahren 
fertiggestellt werden wird. 

Darüber hinaus bestehen auch Bemühungen, 
in Mistelbach eine Mittelschule zu erbauen. 
Die Planungen sind weit fortgeschritten, und es 
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ist zu hoffen, daß mit den nächsten Budgets 
entsprechende Ausweitungsmöglichkeiten ge­
funden werden. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage.  

Abgeordneter Dr.  Androsch : Herr Bundes­
minister ! Ich stelle fest, daß Sie meine Frage 
nach einem zügigen Baufortschritt an der 
gegenständlichen Schule nicht beantwortet 
haben. Ich stelle weiters fest, daß es für Schü­
ler, die jetzt mit ihren Ansuchen abgewiesen 
werden, an dieser Schule den Unterricht auf­
nehmen zu können, völlig gleichgültig ist, 
was in drei oder vier Jahren in Mistelbach 
passiert, weil ihr Lebensweg mit dieser Ent­
scheidung jetzt maßgeblich beeinflußt ist. 

Davon abgesehen, möchte ich aber noch auf 
folgendes zurückkommen. Der Kollege Lins­
bauer von der Regierungspartei und ich als 
Wahlkreisabgeordneter haben uns gemeinsam 
an Sie gewendet und das Ersuchen an Sie ge­
richtet, uns zusammen mit den Vertrete:m der 
Schule und der Eltern eine Vorsprache zu er­
möglichen. Sie sind auf diesen unseren Wunsch 
nicht eingegangen. Ich würde meinen, daß das 
sowohl eine Mißachtung der zwei Abge­
ordneten als auch der Vertretung der Schule 
und des Elternvereines ist, und frage Sie, 
ob Sie bereit sind, einen solchen Vorsprache­
termin vorzusehen. 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina : Herr Abge­
ordneter ! Zu der ersten Ausführung Ihrer 
zweiten Zusatz frage darf ich darauf hinweisen, 
daß Sie mich mit Ihrer ersten Zusatzfrage ab­
gelenkt und abgedrängt haben auf eine Beant­
wortung, die zunächst nicht in der Grundfrage 
war. (Heiterkeit. - Zwi8chenrufe bei der SPÖ.) 
Als höflicher Mensch bin ich gewohnt, die 
gesamten Anfragen zu ' beantworten. 

Zu Ihrer zweiten Frage, die sich konkret 
auf den Ausbau des Gymnasiums Floridsdorf 
bezieht, darf ich darauf hinweisen, daß von 
mir bereits entsprechende Bemühungen einge­
leitet wurden, daß mit dem nächsten Budget 
auch höhere Beträge, als sie gegenwärtig für 
den Ausbau zur Verfügung stehen, bereit­
gestellt werden. Es ist also in meinem Budget­
vorhaben, das demnächst mit dem Finanz­
minister besprochen wird, vorgesehen, daß 
durch einen zügigeren Bau ab dem Jahre 1 970 
die entsprechenden Schwierigkeiten, die sich 
räumlich im Gymnasium Floridsdorf ergeben, 
überwunden werden. 

Selbstverständlich bin ich, Herr Abge­
ordneter, bereit, nicht nur Sie, sondern auch 
den Abgeordneten Linsbauer und die Eltern­
vereinigung zu einem Gespräch über die Frage, 

die Sie alle bedrückt, zu empfangen. Ich glaube 
mich erinnern zu können, daß ein diesbezüg­
licher Brief an sie bereits abgefertigt wurde . 

Präsident : Danke, Herr Minister. 
Die 60 Minuten der Fragestunde sind abge­

laufen. Damit ist die Fragestunde b e  e n d e t. 
Ich werde die unerledigten Anfragen am Beginn 
der nächsten Fragestunde zum Aufruf bringen. 

Es liegt mir ein Ersuchen vor, dem Abge­
ordneten zum Nationalrat Otto Probst gemäß 
§ 12 Geschäftsordnungsgesetz einen mehr­
monatigen K r a nk e n u r l a u b  zu erteilen. Wird 
dagegen ein Einwand erhoben ? - Das ist 
nicht der Fall. 

Seit der letzten Haussitzung sind 75 An­
fr age b e a n t w or t u n g e n  eingelangt, die den 
Anfragestellerl1 zugegangen sind. Diese An­
fragebeantwortungen wurden auch verviel­
fältigt und an alle Abgeordneten verteilt. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Haberl, um die Verlesung des E i n­
l a u fe s. 

Schriftführer Haberl : 

"An den Herrn Präsidenten des N ational­
rates. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 25. April 1969, Zahl 3414/69, 
über meinen Antrag, gemäß Artikel 73 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer der zeitweiligen Verhin­
derung des Bundesministers für Handel, Ge­
werbe und Industrie Kommerzialrat Otto 
Mitterer in der Zeit vom 7. bis 9. Mai 1969 den 
Bundesminister für Bauten und Technik Dok­
tor Vinzenz Kotzina mit dessen Vertretung 
betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kennt,nisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Präsident : Dient zur Kenntnis. 
Ich bitte fortzufahren. 

Klaus" 

Schriftführer Haberl : Von der Bundesregie­
rung sind folgende R e g i e r u n g s v o rl ag e n  ein­
gelangt : 

Zusatz vertrag zur Durchführung und Er­
gänzung des Vertrages vom 7. Mai 1963 zwi­
schen der Republik Österreich und der Bundes­
republik Deutschland über Kriegsopferversor­
gung und Beschäftigung Schwerbeschädigter 
( 1200 der Beilagen) ; 

Abkommen zur Ergänzung des Abkommens 
zwischen ' der Republik Österreich und der 
Sozialistischen Föderativen Republik Jugo­
slawien über die Grenzabfertigung im Eisen­
bahnpersonenverkehr vom 8. April 1 967 ( 1201 
der Beilagen) ; 
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Protokoll NI'. 4 zur Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
durch das gewisse Rechte und Freiheiten ge­
"\vährleistet werden, die nicht bereits in der 
Konvention oder im ersten Zusatzprotokoll 
enthalten sind ( 1 202 der Beilagen) ;  

Übereinkommen über die Erklärung des Ehe­
willens, das Heiratsmindestalter und die Re­
gistrierung von Eheschließungen (1 209 der Bei­
lagen) ; 

Übereinkommen über die Rettung und die 
Rückführung von Raumfahrern sowie die 
Rückgabe von in den Weltraum gestarteten 
Gegenständen (1210 der Beilagen) ; 

. 

Protokoll betreffend die Abänderung des in 
Wien am 9. Jänner 1963 unterzeichneten Aus­
lieferungsvertrages zwischen der Repu blik 
Österreich und dem Vereinigten Königreich 
von Großbritannien und Nordirland ( 1 213 der 
Beilagen) ;  

Bundesgesetz, mit dem die Ausgleichs­
ordnung geändert wird ( 1214 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die Zahlung einer Pauschalvergütung für 
die Tätigkeit von Rechtsanwälten als Armen­
vertretern in gerichtlichen Verfahren geändert 
wird (1215 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen über 
landwirtschaftliche Pachtverträge getroffen 
werden (Landpachtgesetz) ( 1216 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, womit das Wasserrechtsgesetz 
1 959 abgeändert wird ( 1217  der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die Rekonstruktion der Austrian Airlines 
Österreichische Luftverkehrs Aktiengesellschaft 
neuerlich abgeändert wird ( 1218 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz betreffend die Abänderung des 
Handelskammergesetzes (4. Handelskammer­
gesetznovelle) ( 1219 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über das Dienst- und Besol­
duncrsrecht der Bediensteten der Österrei-b 

• 

chischen Bundesforste (Bundesforste-Dlenst-
ordnung) ( 1 220 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem Maßnahmen zur Ver­
besserung der Besitzstruktur bäuerlicher Be­
triebe gefördert werden (1222 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Grunderwerb­
steuergesetz 1 955 abgeändert wird (Grund­
erwerbsteuergesetz-Novelle 1969) (1223 der 
Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Pensionsgesetz 
1 965 abgeändert wird ( 1 .  Pensionsgesetz­
Novelle) ( 1224 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über technische Studienrich­
tungen ( 1225 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über eine Abänderung der 
Medizinischen Rigorosenordnung (1226 der 
Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Einführungs­
gesetz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen 
ergänzt wird (1227 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Dorotheums­
Bedienstetengesetz neuerlich abgeändert wird 
( 1228 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Regelung der Schiff­
fahrt (Schiffahrtspolizeigesetz - SchPG. ) ( 1229 
der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Einführung eines 
Schiffahrtspolizeigesetzes ( 1230 der Beilagen) ; 

Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums vom 20 . März 
1883, revidiert zuletzt in Lissabon am 3 1 .  Ok­
tober 1958, samt Beschluß ( 1231 der Beilagen) ; 

Madrider Abkommen über die internationale 
Registrierung von Fabrik- oder Handelsmarken 
vom 14. April 1891 ,  revidiert zuletzt in Nizza 
am 15.  Juni 1957 (1232 der Beilagen) ; 

Abkommen von Nizza über die internationale 
Klassifikation von Waren und Dienstleistungen 
für Fabrik- oder Handelsmarken vom 1 5. Juni 
1957 (1233 der Beilagen) ;  

Bundesgesetz über die Förderung der Ver­
besserung von Klein- und Mittelwohnungen 
(Wohnungsverbesserungsgesetz) ( 1234 der Bei­
lagen) ; 

Bundesgesetz über Maßnahmen zum Schutz 
des Lebens oder der Gesundheit von Menschen 
einschließlich ihrer Nachkommenschaft vor 
Schäden durch ionisierende Strahlen (Strahlen­
schutzgesetz) (1235 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über 
vorÜbergehende Maßnahmen betreffend die 
Abhaltung von Rigorosen an den Rechts- und 
staatswissenschaftlichen Fakultäten der Uni­
versitäten und an der Sozial-, wirtschafts- und 
rechtswissenschaftlichen Fakultät der Hoch­
schule für Sozial- und Wirtschaftswissen­
schaften in Linz neuerlich abgeändert wird 
( 1236 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Tapferkeits­
medaillen-Zulagengesetz 1962 neuerlich ge­
ändert wird ( 1237 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Verwendung von 
Schallträgern im straf- und zivilgerichtlichen 
Verfahren ( 1238 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz betreffend die Organisation 
und Durchführung der durch Sicherheitsorgane 
zu versehenden Grenzkontrolle (Grenzkontroll­
gesetz 1969) ( 1239 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesfinanz­
gesetz für das Jahr 1969 abgeändert und er­
gänzt wird (Bundesfinanzgesetznovelle 1969) 
( 1240 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem Überschreitungen 
der Ansätze des Bundesfinanzgesetzes 1969 ge­
nehmigt werden ( 1 .  Budgetüberschreitungs­
gesetz 1969) ( 1 241 der Beilagen) ; 
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Bundesgesetz, betreffend die Gewährung eines Bundesgesetz, mit dem das Ärztegesetz 

z weckgebundenen Zuschusses des Bundes an neuerlich abgeändert und ergänzt wird (Ärzte­
die Stadt Wien zur Förderung der Errichtung gesetznovelle 1969) (1261 der Beilagen) ; 
einer U-Bahn ( 1242 der Beilagen) ; Änderungen und Ergänzungen des Abkom-

Bundesgesetz, betreffend die Bedeckung des mens über den Internationalen Währungsfonds 
zusätzlichen Abganges des Milchwirtschafts- (1 262 der Beilagen) ; 
fonds im Geschäftsjahr 1968 (1243 der Bei- Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz, be-
lagen) ; treffend die übernahme der Bundeshaftung 

Bundesgesetz über montanistische Studien- für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite 
richtungen ( 1244 der Beilagen) ; der Elin-Union Aktiengesellschaft für elek­

Bundesgesetz über die Vergabe von Lei­
stungen durch den Bund (Bundesvergabe­
gesetz) ( 1246 der Beilagen) ;  

Bundesgesetz, mit dem das Kriegsopfer­
versorgungsgesetz 1957 neuerlich abgeändert 
und ergänzt wird (1248 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Heeresversor­
gungsgesetz neuerlich abgeändert und ergänzt 
wird (8. Novelle zum Heeresversorgungsgesetz) 
( 1249 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Opferfürsorge­
gesetz neuerlich abgeändert und ergänzt wird 
(20. Opferfürsorgegesetz-Novelle) (1250 der 
Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz, 
betreffend Abänderung und Ergänzung des 
Kleinrentnergesetzes, neuerlich abgeändert 
wird ( 125l der Beilagen) ;  

Bundesgesetz über Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Umsatzsteuerrechtes (1252 der 
Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Nachtarbeit der 
Frauen ( 1253 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Landwirtschaft­
liche Siedlungs-Grundsatzgesetz abgeändert 
und ergänzt wird (1255 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Bewertungsgesetz 
1955 neuerlich abgeändert wird (1256 der Bei­
lagen) ; 

Bundesgesetz über abgabenrechtliche Maß­
nahmen zur Ver besserung der Agrarstruktur 
(1257 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über das Erlöschen von Forde­
rungen des Bundes gegen die Hofherr-Schrantz 
Aktiengesellschaft und die Trauzl-Werke Ak­
tiengesellschaft ( 1258 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, betreffend die Liquidation des 
Vermögens der ehemaligen Deutschen Arbeits­
front, des ehemaligen Reichsbundes der Deut­
schen Beamten und des ehemaligen National­
sozialistischen Lehrerbundes in Österreich 
( 1259 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, betreffend die übernahme der 
Bundeshaftung für Darlehen und sonstige 
Kredite der Schoeller-Bleckmann Stahlwerke 
Aktiengesellschaft (1260 der Beilagen) ; 

trische Industrie, abgeändert wird ( 1263 der 
Beilagen) ; 

Bundesgesetz über das Dienst- und Be­
soldungsrecht der Vertragslehrer der Länder 
für öffentliche land- und forstwirtschaftliche 
Berufs- und Fachschulen (Land- und forstwirt­
schaftliches Landesvertragslehrergesetz) ( 1264 
der Beilagen) ;  

Bundesgesetz über die Verwahrung und An­
schaffung von Wertpapieren (Depotgesetz) 
( 1265 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem die Pharmazeutische 
Studien- und Prüfungsordnung abgeändert 
wird ( 1266 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über katholisch-theologische 
Studienrichtungen ( 1267 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Befugnisse der Sicher­
heitsbehörden und deren Exekutivorgane auf 
dem Gebiete der allgemeinen Sicherheitspolizei 
(Polizeibefugnisgesetz) ( 1268 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz betreffend Veräußerung und 
Belastung von unbeweglichem und be­
weglichem Bundesvermögen (1269 der Bei­
lagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem die Lehrerdienst­
pragmatik abgeändert wird ( 1270 der Bei­
lagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Landeslehrer­
Dienstrechtsüberleitungsgesetz 1962 neuerlich 
abgeändert wird (5. Novelle zum LaDÜG. 
1 962) (1271 der Beilagen) ;  

Bundesgesetz über Studienrichtungen der 
Bodenkultur (1272 der Beilagen) ;  

Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Hoch­
schul-Studiengesetz abgeändert wird ( 1 .  No­
velle zum Allgemeinen Hochschul-Studien­
gesetz) ( 1273 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Österreichische 
UNESCO-Kommission ( 1274 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die Gewährung einer Sonderunterstützung 
an im Kohlenbergbau beschäftigte Personen 
im Falle ihrer Arbeitslosigkeit p.euerlich abge­
ändert wird ( 1275 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Land- und forst­
wirtschaftliche Landeslehrer-Dienstrechtsü ber­
leitungsgesetz neuerlich abgeändert wird ( 1276 
der Beilagen) ; 
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Bundesgesetz über das Kreditwesen (Kredit­

wesengesetz 1 969) (1277 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz zur Neuordnung der Rechts­
verhältnisse der Österreichischen Postspar­
kasse (Postsparkassengesetz 1 969) ( 1278  der 
Beilagen) ; 

Bericht des Bundesministers für Finanzen 
über Veräußerung von unbeweglichem Bundes­
vermögen im 3. Viertel 1 968 ; 

Bundesgesetz, mit dem das N ationalbank- Zweiter Bericht der Bundesregierung an den 
gesetz 1955 abgeändert wird ( 1279 und Zu Nationalrat gemäß § 24 Abs. 3 des Bundes-
1279 der Beilagen) ; gesetzes vom 25. Oktober 1 967 zur Förderung 

Bericht des Bundesministers für Bauten und 
Technik über den Stand und die Gebarung des 
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds im Jahre 
1968 samt dem Rechnungsabschluß 1 968 ; 

Bundesgesetz über die Neuordnung des der wissenschaftlichen Forschung, BGBl. 
Sparkassenwesens (Sparkassengesetz 1969) Nr. 377/1967 ; 
( 1280 der Beilagen) ;  Bericht des Verfassungsgerichtshofes über 

Bundesgesetz über die Anwendung elllIger 
Bestimmungen des Allgemeinen Hochschul­
Studiengesetzes auf die Akademie der bildenden 
Künste und die Kunstakademien (1281 der 
Beilagen) .  

seine Tätigkeit im Jahre 1968 - Vorlage durch 
den Bundeskanzler ; 

Bericht der Österreichischen Delegation zur 
Beratenden Versammlung des Europarates 
über die XX. Sitzungsperiode ; 

Ferner sind folgende B e r i c h t e  eingelangt : Bericht der Bundesregierung über die soziale 
Lage 1967 ; 

Bericht des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten über die XXIII. General­
versammlung der Vereinten Nationen (N ew 
York, 24. September bis 21 .  Dezember 1968) ; 

Bericht des Mühlenfonds für die Zeit vom 
1 .  1 .  1968 bis 31 .  12 .  1968 - Vorlage durch den 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie ; 

Bericht des Bundesministers für Finanzen 
über Haftungsübernahmen des Bundes im 
2. Halbjahr 1968 ; 

Zehnter Bericht des Bundesministers für 
Finanzen an den Nationalrat gemäß § 1 Abs. 2 
des Bundesgesetzes vom 9. September 1966, 
BGBI. Nr. 207 (Katastrophenfondsgesetz), be­
treffend das erste Kalendervierteljahr 1969 ; 

Bericht der Bundesregierung betreffend das 
Jahresprogramm und die Grundsätze für das 
Wirtschaftsjahr 1969/70 des ERP-Fonds. 

Weiters ersucht das Bezirksgericht V oits­
berg um Auslieferung des Abgeordneten zum 
Nationalrat Johann Neumann wegen Ver­
dachtes der Übertretung nach § 431 Strafgesetz 
(Verkehrsunfall).  

Präsident : Die diesbezüglichen Zuweisungen 
werde ich in der nächsten Sitzung vornehmen. 

Die n ä c h st e  Sitzung berufe ich für heute, 
Mittwoch, den 7. Mai, um 13 Uhr ein. Diese 
Sitzung wird mit einer Fragestunde eingeleitet. 
Nach deren Beendigung werde ich die er­
wähnten Zuweisungen vornehmen. 

Die Sitzung ist g e s c h l o ss e n. 

SchlUß der Sitzung: 12 Uhr 25 Minuten 

österreichische Staats druckerei L0085828 

138. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 21 von 21

www.parlament.gv.at




